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Roßhaupten, vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 15 
„Agri – Photovoltaik – Anlage Reheck“ 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Beteiligung der 
Öffentlichkeit und Behörden im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung vom 23.05.2025 – 25.06.2025 sowie deren 
Abwägung, Stellungnahme und Beurteilung 

 

1. Folgende Behörden haben keine Einwände, 
Anregungen oder Bedenken vorgebracht: 

 

1.1  LEW Verteilnetz GmbH                                          24.06.2025   

1.2  Amprion GmbH                                                      02.06.2025   

1.3  Gemeinde Schwangau                                           05.06.2025    

1.4  Gemeinde Lechbruck am See                               28.05.2025   

1.5  AllgäuNetz GmbH & Co. KG                                  25.06.2025   

1.6  Verwaltungsgemeinschaft Bernbeuren               11.06.2025 

 

  

2. Stellungnahmen gingen von folgenden Behörden ein  

2.1 Regierung von Schwaben                                     11.06.2025  

 Regionalplan der Region Allgäu (RP 16): 
B I 2.1 "Landschaftliche Vorbehaltsgebiete" i. V. m. Karte 3 
„Natur und Landschaft“, hier: Nr. 14 „Moore der Lechvorberge“ 
 
B I 3.3.2.1 "Vorranggebiete für die Wasserversorgung" i. V. m. 
Tekturkarte „Wasserwirtschaft“ zu Karte 2 „Siedlung und 
Versorgung“), hier: WVR 66 Reh-Eck 
 
Wir haben zu o.g. Vorhaben zuletzt mit Schreiben vom 12. 
Dezember 2024 (Gz. 24-4621.1-263/16; 24-4622.8263-10/1) 
Stellung genommen. Die in der vorgenannten Stellungnahme 
getroffenen Aussagen sind weiterhin vollinhaltlich gültig. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 

                                                                                 05.12.2024 
Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 
Abs. 4 BauGB auslösen, sowie Grundsätze der Raumordnung 
als Vorgabe für die nachfolgende Abwägungsentscheidung: 
 
Regionalplan der Region Allgäu (RP 16): 
B I 2.1 i.V.m. Karte 3 „Natur und Landschaft", hier: Nr. 14 
„Moore der Lechvorberge“ 
 
B I 3.3.2.1 (Z) i.V.m. Tekturkarte „Wasserwirtschaft“ zu Karte 
2 „Siedlung und Versorgung", hier: WVR 66 Reh-Eck 
 
Stellungnahme aus Sicht der Landesplanung 
Laut den vorliegenden Unterlagen beabsichtigt die Gemeinde 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Roßhaupten, ca. 11,4 ha Sonderbaufläche "Agri-PV-Anlage" 
im Flächennutzungsplan darzustellen und diese in einem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu konkretisieren. 
 
Wir weisen darauf hin, dass sich das Vorhaben innerhalb des 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiets Nr. 14 „Moore der 
Lechvorberge" (vgl. RP 16 B 1 2.1 i. V. m. Karte 3 „Natur und 
Landschaft') befindet. In landschaftlichen Vorbehaltsgebieten 
kommt den Belangen von Natur und Landschaft besondere 
Bedeutung zu.  
 
Lässt die Gemeinde den im Regionalplan durch ein 
Vorbehaltsgebiet besonders gewichteten Belang gegenüber 
anderen Belangen, wie etwa Belangen der Energieerzeugung 
zurücktreten, so hat sie dies in den Begründungen zum 
Flächennutzungsplan und zum Bebauungsplan ausdrücklich 
darzulegen. Das bedeutet, die Gemeinde kann das 
vorgenannte regionalplanerische Gewicht nicht in Frage 
stellen, sie kann jedoch diesen besonders gewichteten Belang 
im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung gegenüber 
noch gewichtigeren anderen Belangen zurücktreten lassen. 
Sie muss allerdings ihre tragenden Erwägungen in den 
Begründungen ausführlich darlegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass die Vierte Änderung 
des Regionalplanes der Region Allgäu (16) - Fortschreibung 
des Teilfachkapitels B I 3 .Wasserwirtschaft" am 01. Mai 2024 
In Kraft getreten ist. 
 
Das Vorhaben liegt teilweise innerhalb des Vorranggebiets für 
die Wasserversorgung WVR 66 (vgl. RP 16 B 1 3.3.2.1 (Z) i. 
V.m Tekturkarte „Wasserwirtschaft" zu Karte 2 „Siedlung und 
Versorgung"). In diesen Vorranggebieten sind 
raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit 
der öffentlichen Trinkwasserversorgung nicht vereinbar sind. 
Ob sich aus der Lage im Vorranggebiet besondere 
Anforderungen an die Planung ergeben, wird vom 
Wasserwirtschaftsamt Kempten {Allgäu) zu beurteilen sein. 
Gleiches gilt für die teilweise Lage in einem 
Wasserschutzgebiet. 
 
Die Bauleitplanung wurde in das Rauminformationssystem der 

Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Ein durchaus besonders gewichteter Belang 
sind die zu erreichende Klimaschutzziele.  
Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die 
Bauleitpläne insbesondere dazu beitragen, 
den Klimaschutz und die Klimaanpassung 
zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 
Baugesetzbuch soll bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne den Erfordernissen des 
Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken, als 
auch durch solche, die der Anpassung an 
den Klimawandel dienen, Rechnung 
getragen werden.  
Um die Klimaschutzziele zu erreichen, 
kommt es somit wesentlich darauf an, dass 
zum einen der hohe Endenergieverbrauch 
gesenkt wird und zum anderen ist 
entscheidend, den Anteil der erneuerbaren 
Energien am Endenergieverbrauch 
signifikant auszubauen. 
Die Lücke zwischen der voraussichtlich in 
Zukunft benötigten Strommenge und der mit 
der heute installierten Leistung von Anlagen 
zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien erzielbaren Strommenge ist so 
groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, 
um diese Lücke zu verkleinern.  
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
Die erforderliche wasserrechtliche 
Genehmigung wird umgehend beantragt. 
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Regierung von Schwaben eingetragen. 
Wir bitten Sie, der höheren Landesplanungsbehörde 
zuverlässig alle Bauleitpläne sowie Innen- und 
Außenbereichssatzungen nach §§ 34 und 35 BauGB zu 
übermitteln, nachdem diese Rechtskraft erlangt haben bzw. 
die Regierung zu informieren, sofern Planungen nicht 
weiterverfolgt werden. Für diese Zuleitung in elektronischer 
Form haben wir das Funktionspostfach 
flaechenerfassung@regschw.bayern.de eingerichtet. 

 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
 
 

   

2.2 LRA Ostallgäu - Untere Naturschutzbehörde     25.07.2025                                  

 Einwendungen 
 
Satzung  
➢ Ausgleichsmaßnahme A1:  
Um eine ökologische Aufwertung zu erreichen ist der 
Zielzustand mit mäßig extensivem artenreichem Grünland 
(G212) festzulegen. Hierfür ist die bestehende intensiv 
genutzte Fläche in den ersten 3-5 Jahren auszuhagern, d.h. 
mehrmalige Mahd pro Jahr (inkl. Mähgutabfuhr) ohne jegliche 
Düngung und chemischen Pflanzenschutz. Anschließend ist 
eine zweimalige Mahd (Anfang Juni und Mitte August) mit 
Mähgutabfuhr ausreichend.  
 
Auf der Westseite sollte angrenzend an das Fichtenwäldchen 
ein Waldrand aus Wildobst und blüten-reichen Sträuchern 
angelegt werden (Absprache Ortstermin Planerin und 
Unterzeichnerin am 06.02.25). Damit sich ein effektiver 
Lebensraum entwickeln kann, sind die Gehölze mindestens 2-
3-reihig in einer Breite von 10m (inklusive vorgelagertem 
Saum) anzupflanzen und einer Länge von 80m (parallel zum 
Fichtenwäldchen). D.h. die angegebene Gehölzanzahl ist bei 
weitem nicht ausreichend (8 Bäume in der Pflanzqualität 3xv, 
10-12cm, ca. 200 Sträucher). Falls die Waldrandanlage den 
Kompensationsbedarf übersteigt, so ist nur die Herstellung 
des arten-reichen Grünlandes durchzuführen. 
 
➢ Minimierungsmaßnahme M2:  
Die Anlage eines Blühstreifens ist auf einer Mindestbreite von 
mind. 4m (Bewirtschaftungsbreite) erforderlich, da ansonsten 
die Randeinflüsse zu groß sind (z.T. angrenzende 
Intensivnutzung bzw. Trennwirkung des landwirtschaftlichen 
Weges für Insekten etc.). Für die Einsaat ist 
gebietsheimisches Saatgut der Herkunftsregion 17 (südl. 
Alpenvorland) z.B. von Rieger-Hofmann oder Saaten Zeller zu 
verwenden. Das beschriebene Konzept ist einzuhalten.  
 
Umweltbericht  
Grundsätzlich gibt es keine wirksamen Maßnahmen, um die 
Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild im 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiet zu verringern.  
➢ Deshalb ist auf der gesamten Nord- und Ostseite des 

Plangebietes eine 2-reihige Hecke an-zulegen, um die 
PV-Anlage besser in die Landschaft einzubinden.  

 
Hierfür dürfen ausschließlich gebietsheimische Baumarten für 
das Vorkommensgebiet 6.1 Alpenvorland gemäß der 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine weitere Abwägung erforderlich. 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Ist im aktuellen Umweltbericht geändert 
worden. 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Ist im aktuellen Umweltbericht geändert 
worden. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Ist im aktuellen Umweltbericht geändert 
worden. 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Pflanzliste wurde angepasst. 
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Arbeitshilfe zum Ausbringen von gebietseigenen Gehölzen in 
Bayern verwendet werden.  
 

 

 Bäume  
Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Spitzahorn (Acer 
platanoides), Vogel-Kirsche (Prunus avium), Eberesche 
(Vogelbeere - Sorbus aucuparia), Schwarzerle oder Roterle 
(Alnus glutinosa), Trauben-kirsche (Prunus padus), 
Winterlinde (Tilia cordata), Birke (Betula pendula), Stieleiche 
(Quercus robur), Walnuß (Juglans regia), Mehlbeere (Sorbus 
aria), Speierling (Sorbus domestica), Salweide (Salix caprea). 
  
Sträucher  
Kornelkirsche (Cornus mas), Bluthartriegel (Cornus 
sanguinea), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Roter 
Holunder (Sambucus racemosa), Hunds- oder Heckenrose 
(Rosa Canina), Weißdorn (Crataegus monogyna), Hasel 
(Corylus avellana). Für feuchte Lagen: Wasserschneeball 
(Viburnum opulus), Pfaffenhütchen (Euonymus europaea), 
Purpur-Weide (Salix purpurea) Für trockene Lagen: 
Heckenkirsche oder Geißblatt (Lonicera xylosteum), Hasel 
(Corylus avellana), Berberitze oder Sauerdorn (Berberis 
vulgaris), Wolliger Schneeball (Viburnum lantana), Schlehdorn 
(Prunus spinosa).  
 
➢ 7 Kompensation:  
Die Eingriffsbilanzierungen in den Tabellen 7.1., 7.2, sowie 
unter Punkt 8 können nicht nachvollzogen werden, da der 
Beeinträchtigungsfaktor nicht dargestellt ist. Somit bleibt 
unklar, welche der Be-rechnungen letztendlich 
ausschlaggebend ist.  
Wir bitten um Rücksprache mit dem Planungsbüro.  

 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Beeinträchtigungsfaktor wurde eingearbeitet 
und die Maßnahmen entsprechend 
angepasst. 
 

   

2.3 LRA Ostallgäu - Untere Wasserrechtsbehörde   30.06.2025                                  

 Wasserschutzgebiet  
Die PV-Anlage wurde zwar aus dem WSG für die öffentliche 
Wasserversorgung der Gemeinde Roßhaupten (Brunnen 
Reheck) herausgenommen, die Grenze des Planbereichs 
überschreitet am nordöstlichen Rand im Bereich der Flur-Nr. 
2125 Gmkg. Roßhaupten aber das WSG in der weiteren 
Schutzzone W IIIB um ca. 2.500 qm (s. Tabelle 5, 
Standortalternativenprüfung). Die Alternativenprüfung 
begründet dies lediglich damit, dass man sich an der in der 
Fläche erkennbaren vorhandenen Weg orientiert habe, um 
auch vor Ort eine schnelle Abgrenzung zu ermöglichen.  
Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 6.2 Verordnung des Landratsamt 
Ostallgäu vom 19.06.2002, zul. geändert mit Verordnung vom 
09.12.2020, bedarf auch in der W IIIB die Ausweisung neuer 
Baugebiete im Rahmen der Bauleitplanung der 
wasserrechtlichen Befreiung. Allein aufgrund der o. g. 
Begründung wird die Befreiung vom Verbot der Ausweisung 
neuer Baugebiete mangels Erforderlichkeit voraussichtlich 
nicht erteilt werden können.  
Es wird daher dringend vorgeschlagen, die 
Bauleitplanungsgrenze, auf die Grenze des WSG, an der nur 
ca. 40 m nordöstlich verlaufenden Grundstücksgrenze 
zurückzusetzen, d. h. den Planbereich komplett aus dem 

 
Wird berücksichtigt. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereiches 
wurde geändert - das WSG wurde 
vollständig aus dem Geltungsbereich 
herausgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
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WSG zu nehmen.  
Wir gehen davon aus, dass die Sicherung der Eingrünung 
entlang des Wegs auch anderweitig außerhalb des 
Planbereichs erfolgen kann.“  
 

2.4 LRA Ostallgäu - Staatliches Bauamt                   30.06.2025                                  

 Aus städtebaulicher Sicht wäre eine Herausnahme des 
Teilbereichs der im Wasserschutzgebiet (Schutzzone W IIIB) 
liegt möglich. 
 
 
 
Das Gesamtkonzept der Agri-PV-Anlage würde aber eine 
Lücke aufweisen, weil der bestehende Feldweg mit der als 
Minimierungsmaßnahme M2 vorgesehenen Bepflanzungen 
dann planerisch unterbrochen würde. 
Es muss aus städtebaulicher Sicht sichergestellt werden, dass 
das Gesamtkonzept für die Agri-PV-Anlage so umgesetzt 
werden kann und umgesetzt wird. 
Dazu wäre es nach unserer Auffassung möglich, den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans im betroffenen Bereich 
zurückzunehmen und auf die Bereichsgrenze des 
Wasserschutzgebietes zu legen. 
 
Der ausgesparte Bereich mit Weg, Begleitgrün 
(Minimierungsmaßnahme M2) und landwirtschaftlicher Fläche 
könnte dann außerhalb des Geltungsbereich nachrichtlich 
(aufgehellt) in der Planzeichnung des o.g. Bebauungsplans 
dargestellt werden. 
Die Umsetzung insbesondere der Begrünung als 
Minimierungsmaßnahme müsste dann im 
Durchführungsvertrag für den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan sichergestellt werden. 
 
Dieser Ansatz müsste außerdem in der Begründung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan dokumentiert werden. 
Da auch eine Minimierungsmaßnahme betroffen ist, müsste 
nach unserer Auffassung nochmals eine verkürzte 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (§ 4a Abs. 3 BauGB) 
erfolgen. 

Wird berücksichtigt. 
Die Abgrenzung des Geltungsbereiches 
wurde geändert - das WSG wurde 
vollständig aus dem Geltungsbereich 
herausgenommen. 
 
Wird berücksichtigt. 
Die Minimierungsmaßnahme M2 wird als 
externe Maßnahme M2e durchgeführt. 
Die Umsetzung der Begrünung wird als 
Minimierungsmaßnahme im Durchführungs-
vertrag sichergestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Es wird eine erneute, verkürzte Offenlage 
beschlossen werden müssen. 
 
 
 

   

2.5 Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben         02.06.2025                                  

 Im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Agri-
PV-Anlage Reheck“ der Gemeinde Roßhaupten liegt kein 
aktuelles oder geplantes Verfahrensgebiet nach dem 
Flurbereinigungsgesetz. Das derzeit laufende Flur- und 
Dorferneuerungsverfahren Roßhaupten ist von der Planung 
nicht betroffen. Weitere Maßnahmen, in Zuständigkeit des 
Amtes für Ländliche Entwicklung (ALE) Schwaben, sind in 
dem betroffenen Bereich weder in Durchführung noch in 
Planung. Das ALE Schwaben hat daher keine Einwände.  
Eine weitere Beteiligung des ALE Schwaben ist nicht 
erforderlich.  
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine weitere Abwägung erforderlich. 
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2.6 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Kaufbeuren                                                             27.05.2025 

 

 Bereich Forsten:  
Forstliche Belange sind berührt, da im Nordwesten Wald im 
Sinne des Bayerischen Waldgesetzes angrenzt. Der in der 
Stellungnahme vom 10.01.2025 geforderte Waldabstand von 
mindestens 30 m ist einzuhalten.  
 
Bereich Landwirtschaft:  
Die Planung einer Agri-PVA wird aus Sicht der 
Landwirtschaftsverwaltung begrüßt und befürwortet. Die 
überwiegend landwirtschaftliche Nutzung der Fläche muss 
dann auch nachhaltig gewährleistet bleiben und soll nach den 
Vorgaben des landwirtschaftlichen Förderrechts langfristig 
betrieben werden können.  
 
Dem Begriff „Agri-PVA“ werden nur die Anlagen wirklich 
gerecht, die die dafür vorgesehene DIN SPEC 91434 (bzw. 
künftig DIN SPEC 91492 für Weidehaltung) nachhaltig ein-
halten.  
 
Unter dem Textteil der Satzung § 1.9 „Flächen für 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung“ sollte daher ein Passus 
dahingehend ergänzt werden, dass als Nachweis zum 
Vorliegen einer Agri-PVA ein Zertifikat nach DIN SPEC 91434 
einer zugelassenen Zertifizierungsstelle wiederkehrend 
vorzulegen ist.  
 
Im vorgelegten Nutzungskonzept erachten wir allerdings den 
generellen Ausschluss jeglicher chemischer und biologischer 
Pflanzenschutzmaßnahmen für fachlich überzogen, da 
hierdurch auch in Extremsituationen Handlungsalternativen 
gänzlich verhindert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ebenso sollte unseres Erachtens bei der Düngung neben 
einer Festmistgabe (Steinwurf bei der Ausbringung!) 
zumindest sonstiger Wirtschaftsdünger nicht generell 
ausgeschlossen werden.  
 
 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine weitere Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine weitere Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Wird in Ziffer 1.1.1 zur Art der baulichen 
Nutzung ergänzt. 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Die Festsetzung bezieht sich auf den 
Bereich der Ausgleichsfläche auf Fl.-Nr. 
2130 und nicht auf den gesamten BPlan-
Bereich. Für das Erreichen des 
Entwicklungsziels „mäßig extensiv 
genutztes, artenreiches Grünland“ ist aus 
fachlicher Sicht hier weder eine Düngung 
von Festmist noch der Einsatz von 
Pflanzenschutz erforderlich oder zielführend.  
Die Extremsituation, die beschrieben wird, 
ist uns nicht ersichtlich und kann nicht 
nachvollzogen werden. Auch in der 
ergänzten Konzeption mit den 
vorgesehenen Obstbaum-Hochstämmen ist 
nicht zu erwarten, dass in einem 
Streuobstbestand Pilzkrankheiten, 
Feuerbrand, etc. so relevant werden, dass 
chemischer Pflanzenschutz zum Einsatz 
kommen muss. 
 
s.o. 
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2.7 Wasserwirtschaftsamt Kempten                          26.06.2025  

 Vielen Dank für Ihre erneute Beteiligung und die 
Berücksichtigung unserer Stellungnahme vom 10. Januar 
2025. Aus unserer Sicht bestehen keine Einwände gegen das 
o. g. Vorhaben.  
 
Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass am Standort des 
Vorhabens teilweise stau- und grundwasserbeeinflusste 
Böden (Gleye und Pseudogleye) vorhanden sind. Da es bei 
erhöhten Wasserständen im Boden zu einer hohen Zink-
freisetzung durch verzinkte Rammpfähle und oberirdische 
Gründungen kommen kann, ist darauf zu verzichten. Es ist 
daher auf zinkfreie Materialien auszuweichen.  
 
Wir betonen diesen Punkt, da in der Satzung verzinkte 
Rammpfähle als Standard vorgesehen sind, im Umweltbericht 
jedoch darauf verzichtet wird.  
Das Landratsamt Ostallgäu erhält einen digitalen Abdruck 
dieses Schreibens. 
 
 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine weitere Abwägung erforderlich. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
Verweis auf Kapitel 5.1.2 
Vermeidungsmaßnahme V9. 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
 

3. Stellungnahmen von Bürgern   

 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sind keine 
Anregungen aus der Öffentlichkeit vorgebracht worden. 
 
 

 

 

 
 
 
Aufgestellt:  Langenargen, den 10.09.2025 


